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Stadt Bad Lauterberg im Harz
z. Hd. Herrn Bürgermeister Rolf Lange
Ritscherstrasse 6 – 8

37431 Bad Lauterberg im Harz

Die Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 NKAG für 

straßenbauliche Maßnahmen in der Stadt Bad Lauterberg im Harz vom 

14.12.2007 wird aufgehoben.

Sehr geehrter Herr Lange,

die Fraktion der Wählergruppe im Rat bittet darum, diesen Antrag in die Tagesordnungen der 
nächsten Ortsratssitzungen in Barbis, Bartolfelde und Osterhagen, sowie in den Fachausschüssen
und der Ratssitzung am 25.09.2025 aufzunehmen.

Antrag:

Die WgiR beantragt die Aufhebung der o.g. Satzung und damit die Abschaffung der Erhebung von 
Straßenausbaubeiträgen in Bad Lauterberg. 
Zudem wird die Verwaltung beauftragt, einen Fünfjahresplan für Straßenneuausbauten und deren 
Kosten vorzulegen, damit eine entsprechende Finanzplanung beraten werden kann. Der durch den
Verzicht auf Erhebung von Straßenausbaubeiträgen entstandene Einnahmeverlust wird von der 
Allgemeinheit zu kompensieren sein. Konkrete Maßnahmen dafür werden bei Bedarf  festgelegt. 

Antragsbegründung:

Die Informationsveranstaltung zum Thema “Strabs” am 23.7.2025 hat ergeben, dass eine 
Abschaffung der Straßenausbaubeiträge in Bad Lauterberg durchaus möglich ist. Dbzgl. wurde auf
die, am 22.März 2022 vom niedersächsischen Landtag beschlossene Änderung des NkomVG 
hingewiesen. Dieser Änderung folgend zählen Beiträge für Verkehrsanlagen nicht zu den anderen 
Finanzierungsmöglichkeiten I.S.d. § 111 Abs. 6 Satz 1 NkomVG und die Kommunen haben so die 
Möglichkeit bekommen, den Straßenausbau auch über Kredite zu finanzieren.

Zudem wurde deutlich, dass viele Bürger*innen mit den Straßenzuständen im Stadtgebiet sehr 
unzufrieden sind und dass große Sorge darüber besteht, ob und in welcher Höhe die Anlieger ggf. 
Straßenausbaubeiträge bezahlen müssen. Besonders ältere Besitzer von Grundstücke haben 
Bedenken, dass sie etwaige Beitragsforderungen gar nicht mehr erfüllen können.
Die Unterhaltung der Straßen ist eine kommunale Kernaufgabe. Sie sollte aber nicht auf die Bürger
abgewälzt werden. Dies gilt insbesondere mit Blick auf die mangelhaft durchgeführte 

https://www.badlauterberg.de/fileadmin/Mediendatenbank/PDF_Stadt/Ortsrecht/Bauwesen/Str.ausb.beitr.satzung_001.pdf
https://www.badlauterberg.de/fileadmin/Mediendatenbank/PDF_Stadt/Ortsrecht/Bauwesen/Str.ausb.beitr.satzung_001.pdf
https://www.badlauterberg.de/fileadmin/Mediendatenbank/PDF_Stadt/Ortsrecht/Bauwesen/Str.ausb.beitr.satzung_001.pdf


Straßenunterhaltung der letzten Jahre in Bad Lauterberg. 
Eine Aufhebung der Straßenausbausatzung der Stadt Bad Lauterberg ist somit längst überfällig.

Die Auflistung der Straßensanierungen für die nächsten fünf Jahren soll als Grundlage für eine ggf.
notwendige Grundsteuererhöhung dienen. Diese soll aber erst Thema werden, falls der 2027 neu 
gewählte Landtag wieder keine Abschaffung der Straßenausbaubeiträge in Niedersachsen 
beschließen sollte.
Da der Bürgermeister in der Informationsveranstaltung mehrmals erklärt hat, dass in nächster Zeit 
keine Straßenvollausbauten geplant sind, besteht also für eine sofortige Grundsteuererhöhung 
auch keine Notwendigkeit. 

Beschlussvorschlag:

Der Rat der Stadt Bad Lauterberg beschließt die Aufhebung Straßenausbaubeitragssatzung.

UND

Der Rat beschließt zudem, die Verwaltung mit der Auflistung von notwendigen, grundhaften 
Straßensanierungen (Neuausbau) und deren etwaigen Kosten für die nächsten fünf Jahren als 
Grundlage zu erstellen, damit konkrete Maßnahmen hin zu einer Finanzierungsplanung ergriffen 
werden können.

                                                         
Mit freundlichen Grüßen                                                      Bad Lauterberg im Harz, 10.08.2025 

Volker Hahn, Fraktionsvorsitzender der WgiR                                            


